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Sitzung des 21. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 15.08.2025 

 

Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat in seiner 82. Sitzung am 22. Januar 2025 den 

21. Parlamentarischen Untersuchungsausschuss eingesetzt. Der Ausschuss soll das 

Geschehen, die Umstände und die Hintergründe des Anschlages auf den Magdeburger 

Weihnachtsmarkt am 20. Dezember 2024 untersuchen. 

 

Die nächste Sitzung des Untersuchungsausschusses findet am 15. August 2025 um 10:15 Uhr 

im Landtag von Sachsen-Anhalt, Domplatz 6-9, 39104 Magdeburg, statt.  

 

Die Sitzung beginnt mit einem nichtöffentlichen Sitzungsteil. Im Anschluss daran erfolgt die 

Beweiserhebung in öffentlicher Sitzung. Diese wird sich mit dem Genehmigungsverfahren des 

Weihnachtsmarktes im Jahr 2024 auf der kommunalen Ebene befassen. Darüber hinaus wird 

sich der Untersuchungsausschuss mit vorliegenden Informationen und Erkenntnissen 

befassen, die dem „Arbeitsstab Aufarbeitung Anschlag 20.12.2024“ vorliegen. Ein weiteres 

Thema an diesem Tag werden Erkenntnisse und Ermittlungsergebnisse der zuständigen 

Staatsanwaltschaft sein. 

 

Interessierte Bürgerinnen und Bürger sind herzlich eingeladen, an der öffentlichen Sitzung des 

21. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses teilzunehmen. 

 

Zudem sei bereits auf die nachfolgende Sitzung des 21. Parlamentarischen 

Untersuchungsausschusses am 25. August 2025 um 10:15 Uhr in den Räumen des Landtages 

hingewiesen. Neben den nichtöffentlichen Sitzungsteilen zu Beginn der Sitzung wird der 

Untersuchungsausschuss in öffentlicher Sitzung Beweis erheben über Fragen, die sich mit der 

Umsetzung von Informationslagen und Erkenntnissen rund um das Geschehen am 

20. Dezember 2024 in das Handeln der Landespolizei befassen. Auch werden an diesem Tag 

Bedienstete der Ärztekammer Mecklenburg-Vorpommern in öffentlicher Sitzung als Zeugen 

befragt. 


